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Die deutschen Medien berichten wöchentlich über die vermeintliche Selbstverteidigung Israels
gegen angebliche Aggression aus den besetzten Gebieten. Zu dieser „Selbstverteidigung“ gehört in
ihren Augen wohl auch das Erschießen von mittlerweile über 200 Menschen bei den seit März an
der Grenze des Gazastreifens stattfindenden Protesten des „Großen Rückkehrmarsches“. In den
letzten Wochen wurden vermehrt Raketen aus Gaza in Richtung Tel Aviv abgefeuert, welche die IDF
(Israeli Defence Forces) umgehend mit Militärschlägen beantwortete.

Gleichzeitig müssen sich AntiimperialistInnen hierzulande, wie jüngst die GenossInnen der
internationalistischen Jugendorganisation REVOLUTION in Dresden, gegen allerhand Lügen und
Verdrehungen von sogenannten Antideutschen zur Wehr setzen. Diese Kräfte werden nicht müde,
die berechtigte Solidarität mit den PalästinenserInnen im Kampf gegen die Besatzung als
Antisemitismus ganz auf Linie der deutschen und US-amerikanischen ImperialistInnen zu
verleumden.

Auf der anderen Seite der Mauer

Während von den deutschen Medien über jede Rakete in Richtung Tel Aviv, fast schon über jeden
Steinwurf auf israelische SoldatInnen „umfassend“ berichtet wird, erfahren wir umso weniger über
die Situation in Gaza und der Westbank. Damit meinen wir nicht nur die Hunderte Toten, Verletzten
und politisch Inhaftierten, die der israelische Staat zu verantworten hat, die weiter vor sich gehende
Vertreibung, den Landraub oder das Zerschlagen von Demonstrationen. Auch meinen wir nicht nur
die von den imperialistischen Staaten gedeckten rassistischen Übergriffe von SiedlerInnen auf
PalästinenserInnen.

Nein, das fängt schon mit der Lebensrealität an. Diese ist für viele in der Westbank prekär. Israel
hat Zugriff auf die Wasser- und Stromversorgung und stellt den Strom auch mal für ein paar Tage
ab, wenn in Dörfern Proteste stattfinden. Die israelischen Siedlungen zapfen den Dörfern teilweise
das Wasser ab. Die Infrastruktur ist vielerorts in schlechtem Zustand, die ärztliche Versorgung ist
unzureichend, vor allem in den Camps der Vertriebenen.

Die Lage in Gaza ist mit einem riesigen Freiluftgefängnis vergleichbar. Laut der Weltbank sind 80 %
der dort lebenden Menschen auf internationale Nahrungsmittelhilfe angewiesen; die
Jugendarbeitslosigkeit liegt bei 58 %.

1995 baute Israel einen elektrischen Zaun und eine Betonmauer um Gaza und unterbrach damit die
Verbindungen zu den besetzten palästinensischen Gebieten im Westjordanland. Seit Beginn der
Belagerung hat Israel drei große militärische Angriffe auf Gaza gestartet. Der letzte große Angriff
fand 2014 unter dem Namen „Operation Schützende Klinge“ statt. Die israelische Armee tötete
mehr als 2.100 PalästinenserInnen, darunter 1.462 ZivilistInnen und fast 500 Kinder. 11.000 wurden
verwundet, 20.000 Häuser zerstört und eine halbe Million Menschen aus ihren Häusern vertrieben.

Da seit den letzten Monaten der Widerstand in Gaza wächst, mehren sich in der israelischen
Regierung die Rufe nach einem nächsten Militärschlag. Insbesondere der Verteidigungsminister
Avigdor Lieberman wirbt für neue Bomben, damit wieder „vier, fünf Jahre Ruhe herrsche“. Er
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verbindet diesen Ruf auch gleich mit den regionalen Ansprüchen Israels, indem er durchblicken
lässt, die Schläge nicht nur auf Gaza zu beschränken – die Drohung könnte dem Libanon, Syrien
oder auch dem Iran gelten.

Hinsichtlich der Westbank hat Israel auch schon den nächsten großen Schritt im Visier. Beflügelt
von Trumps Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt, zielt das zionistische Regime auf eine Teilung
der Westbank und ein komplett israelisches Jerusalem ab, was eine neue massenhafte Vertreibung
bedeuten würde. Die Likud-Partei lässt bei all dem keine Gelegenheit aus, immer wieder auch die
Annexion des gesamten Westjordanlandes ins Spiel zu bringen (Likud = dt. „Zusammenschluss“).

Nur der jahrzehntelange heroische Widerstand der palästinensischen Bevölkerung hat bisher die
vollständige Unterjochung, Besetzung und weitere Vertreibung verhindert. Die imperialistischen
Medien und die zionistische Propaganda stellen dies auf den Kopf. Nicht die fortgesetzte Aggression
der UnterdrückerInnen, nicht die Entrechtung und Vertreibung, sondern der Widerstand gegen
dieses Unrecht gilt als Ursache des Konflikts. Die palästinensischen Massen erscheinen als
„unruhestiftend“, weil sie sich nicht ihrem Schicksal ergeben. Dabei ist es in Wirklichkeit der
zionistische Staat, der berechtigten, heldenhaften und mitunter auch verzweifelten Widerstand
immer wieder provoziert und hervorruft. Für RevolutionärInnen und InternationalistInnen ist völlig
eindeutig, auf welcher Seite Linke hier zu stehen haben.

Antizionismus und Befreiungskampf

Auf der einen Seite finden wir einen hoch-militarisierten, kapitalistischen Staat, der die Interessen
von EU- und US-Imperialismus in der Region vertritt und sich zugleich als Regionalmacht weiter zu
festigen versucht. Dieser fußt auf der Ideologie des Zionismus, auf Rassismus und Nationalismus.
Die Verfassungsänderungen durch die gegenwärtige Regierung haben das noch weiter verschärft.
Das „Selbstbestimmungsrecht“ der „israelischen Nation“ beruht auf der gewaltsamen und
fortgesetzten Vertreibung der PalästinenserInnen, der Verweigerung ihres Rückkehrrechts. Die
Verteidigung eines solchen Staates ist ebenso reaktionär wie er selbst.

Israel ist auch weder Schutzraum für die Juden und Jüdinnen noch ein Bollwerk gegen den
Antisemitismus. Ein Staat von 6 Millionen JüdInnen, der auf der Unterdrückung von 9 Millionen
PalästinenserInnen beruht, bedarf nicht nur eines beträchtlichen militärischen Aufwands, um sich in
der Region behaupten zu können und tagtäglich seine Rolle zu festigen.

Er ist auch ein kapitalistischer Staat, der die israelische ArbeiterInnenklasse ausbeutet oder in eine
Uniform steckt, um die militärischen Interessen der Bourgeoisie umzusetzen. Er ist ein
„Schutzraum“ für die Bourgeoisie, die Reaktion und die Interessen des westlichen Imperialismus.
Solange die jüdische ArbeiterInnenklasse in Israel diesen Staat und das zionistische Regime
verteidigt, wird sie selbst Stütze der „eigenen“ herrschenden Klasse und des Imperialismus bleiben
müssen, sich selbst nicht befreien und allenfalls als relativ privilegierte Ausgebeutete fungieren
können.

Der Bruch der israelischen ArbeiterInnenklasse mit dem Zionismus und „ihrem“ Staat bildet eine
unerlässliche politische Voraussetzung für einen realen gemeinsamen Kampf. Als RevolutionärInnen
unterstützen wir die kleine Minderheit internationalistischer, antizionistischer Kräfte in Israel. Trotz
ihrer Schwäche zeigt sie einen Weg in die Zukunft.

Diese antizionistischen jüdischen Linken sind selbst der Diffamierung und Hetze durch „ihren“
Staat, westliche „DemokratInnen“ und auch sog. „Antideutsche“ ausgesetzt – gerade weil sie sich
auf die Seite des palästinensischen Befreiungskampfes stellen.



Antisemitismus und Antizionismus

Natürlich wissen auch wir, dass es auch unter der palästinensischen Bevölkerung – wie in jeder (!)
Nation – reaktionäre und rassistische Ideologien gibt, darunter sicher auch Formen des
Antisemitismus. Doch die bürgerliche Reaktion stempelt geflissentlich alle PalästinenserInnen oder
AraberInnen als „antisemitisch“ ab und ordnet sie selbst rassistisch ein.

Dabei werden Ideologie und Politik reaktionärer, islamistischer Organisationen wie der Hamas oder
des Islamischen Dschihad mit „den PalästinenserInnen“ gleichgesetzt.

Zweitens wird der nachvollziehbare und berechtigte Hass auf den israelischen Unterdrückerstaat
und dessen tägliche Repression – und damit auch jede Empörung und erst recht jeder organisierte
Massenwiderstand dagegen zum „Antisemitismus“ erklärt. Wir wollen dabei keineswegs bestreiten,
dass einige ihre aus dieser Unterdrückung resultierende Wut nicht nur auf Israel, sondern auch auf
JüdInnen selbst projizieren. Das kann aber keinesfalls auf die gesamte Bevölkerung übertragen
werden. Antisemitische Vorurteile und Einstellungen müssen zweifellos offensiv bekämpft werden.
Sie sind nicht nur erzreaktionär, sondern auch Gift für den Befreiungskampf – sei es, um
ArbeiterInnen aus dem zionistischen Block zu brechen, sei es um internationale Solidarität zu
organisieren. Dass viele Organisationen der palästinensischen „Zivilgesellschaft“ und der Linken
Antisemitismus bekämpfen, wird hierzulande gern verschwiegen.

Entscheidend ist jedoch, dass reaktionäre Einstellungen unter den Unterdrückten nur erfolgreich
bekämpft werden können, wenn auch der Befreiungskampf gegen Zionismus und Imperialismus
konsequent unterstützt wird. Dass die Führung der PalästinenserInnen zur Zeit von erz-
reaktionären, islamistischen und korrupten Kräften oder einer eher noch viel korrupteren, pro-
imperialistischen und bürgerlichen Palästinensischen Autonomiebehörde und Fatah gestellt wird,
kann nicht bedeuten, dem Widerstand unsere Solidarität zu versagen.

Es muss vielmehr heißen, im Kampf gegen die Besatzung für das Rückkehrrecht aller
PalästinenserInnen, für gleiche Rechte aller einzutreten. Das ist mit dem zionistischen Staat letztlich
unvereinbar. Die einzig realistische Lösung besteht in einem gemeinsamen Staat aller, die in
Palästina leben, in einem multinationalen Staat, in dem wirklich gleiche Rechte für alle garantiert
und gewährleistet sind. Ein solcher wird nicht auf einer bürgerlichen Grundlage reale Gleichheit
sichern können – die Überausbeutung der PalästinenserInnen, die Rückgabe des ihnen geraubten
Eigentums usw. wird auf einer kapitalistischen Grundlage notwendigerweise zu Verteilungskämpfen
zwischen Klassen und Nationen führen. Das kann nur auf der Basis des Gemeineigentums von Grund
und Boden, von Banken und Konzernen, kurzum auf einer sozialistischen Grundlage gewährleistet
werden. Daher treten wir für ein einheitliches, säkulares und sozialistisches Palästina ein.

Unrealistische Einstaatenlösung?

Gegen ein einheitliches Palästina gibt es im Grunde zwei Arten von Gegenargumenten.

Sie sind beide reaktionär, weil sie das Recht Israels auf Vertreibung und Ausbeutung als Grundlage
entweder akzeptieren oder nicht antasten wollen – die eigentliche Substanz seines „Existenzrechts“.
Es ist durchaus bezeichnend, dass diese Kräfte nicht nur die Einstaatenlösung, sondern „natürlich“
auch das Rückkehrrecht der PalästinenserInnen und deren volle rechtliche Gleichstellung in Israel
ablehnen, ja ablehnen müssen. Und das mit einer gewissen reaktionären Konsequenz, weil sie so
fürchten, dass die Unterdrückten mit einer demokratischen Mehrheit die Verhältnisse verändern
könnten. Die „größte Demokratie“ im Nahen Osten endet dort, wo es um substantielle Rechte der
unterdrückten und verbliebenen palästinensischen Nation geht.



Der zweite Einwand lautet, dass die Einstaatenlösung unrealistisch, eine Zweistaatenlösung daher
ein „geringeres Übel“ sei. Die zionistische Expansion, die fortgesetzte Vertreibung zerstören aber
selbst den „Realismus“ dieser Vorstellung. Seit Jahrzehnten schrumpfen selbst die unter
Teilkontrolle palästinensischer Behörden stehenden Gebiete. Gaza und Westbank sind getrennt,
immer größere „Schneisen“ werden in letztere gerissen…

Diese „Lösung“ dient vor allem als Beschwörungsformel des „demokratischen Imperialismus“, für
die EU, für die UN, für reaktionäre arabische Regime und ihre Kooperation mit dem Zionismus. Mit
der Schimäre der „Zweistaatenlösung“ soll das palästinensische Volk vertröstet werden.

Letztlich hängen auch alle führenden Fraktionen der palästinensischen Bevölkerung – Fatah wie
Hamas – an einer Zweistaatenlösung – und sei es als „vorläufige“. Die PLO und Fatah haben längst
Israel anerkannt, hoffen allenfalls, über diplomatischen Druck und mit Hilfe des Imperialismus und
reaktionärer arabischer Regime einen „Reststaat“ zu erhalten. De facto ist auch die Hamas durch
den Druck ihrer reaktionären Verbündeten längst auf die Anerkennung Israels eingeschwenkt -wenn
auch weniger offen ausgesprochen.

In der Realität ist die Zweistaatenlösung längst gestorben. Der einzig realistische Ausweg für den
Befreiungskampf besteht im organisierten Massenwiderstand, den eine Dritte Intifada mit sich
bringen könnte. Diese wäre aber auch auf die aktive internationale Solidarität der arabischen
Massen ebenso angewiesen wie der ArbeiterInnenklasse und Linken weltweit. Eine solche
Bewegung könnte auch die Einheit in Israel selbst erschüttern und zumindest Teile der
ArbeiterInnenklasse zu einem Bruch mit dem Zionismus treiben.

Das würde notwendigerweise bedeuten, eine aktive Klassenpolitik auch in Palästina, nicht nur in
Israel zu betreiben – eine revolutionäre ArbeiterInnenpartei als Alternative zu Hamas und Fatah
aufzubauen, die den Kampf gegen den Zionismus, gegen die Besatzung mit dem für eine soziale
Umwälzung, für einen einheitlichen ArbeiterInnenstaat in Palästina und die permanente Revolution
im Nahen und Mittleren Osten verbindet.


